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Abb. 1: Kombination von Hauptachsen und Flächenbedienung mit Rufbussen. 

Seit der Regionalisierung hat sich das öffentli-
che Verkehrsangebot in vielen Bereichen qua-
litativ und quantitativ deutlich verbessert. Dies
gilt vor allem für den SPNV, aber auch der
ÖPNV in der Fläche hat durch angebotsorien-
tierte Planung in zahlreichen Regionen an At-
traktivität gewonnen. Die vorerst letzte Strate-

gie in diesem Bereich zielt auf einen Ausbau
des klassischen Buslinienverkehrs entlang
starker Hauptachsen, ergänzt durch eine Be-
dienung der verbleibenden Gebiete durch fle-
xible Bedienformen (Abb.1). Konzepte dieser
Art wurden etwa in den Kreisen Wittenberg,
Grafschaft Bentheim, Salzwedel, Günzburg,

Vechta oder Teilen des Landkreises Calw [1]
umgesetzt. In der Kombination entsteht so ei-
ne flächen- und zeitdeckende ÖPNV-Versor-
gung wie sie anders nur mit  einem sehr viel
höheren Aufwand realisierbar wäre. 

Selbst wenn diese Maßnahmen auch von
den Fahrgästen honoriert werden, bleibt das
– für den ländlichen Raum typische – Grund-
problem der geringen Nachfragedichte und
Bündelungsfähigkeit bestehen. Dasselbe gilt
für die Notwendigkeit einer Bezuschussung:
Soweit derzeit erkennbar sind auch flexible
Bedienformen nur in sehr glücklichen Aus-
nahmefällen eigenwirtschaftlich darstellbar
[2]. Die Akteure im ländlichen ÖPNV sind da-
her weiter aufgefordert, die Wirtschaftlichkeit
ihrer Angebote zu verbessern
– durch das Gewinnen zusätzlicher Fahr-

gäste, insbesondere im so genannten Je-
dermannverkehr [3], der vergleichsweise
ertragreich ist und eher außerhalb der
Spitzenzeiten stattfindet und

– durch die Weiterentwicklung von (planeri-
schen) Angebotsformen und (betriebli-
chen) Organisationsweisen, die für disper-
se Verkehre wirtschaftlich wie praktisch
geeignet sind.
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Nötig ist – so der Leitgedanke dieses Bei-
trags – eine Fortführung des vor bald 30
Jahren entwickelten Prinzips der Differen-
zierten Bedienung [4] in neuer Form. Hierzu
wird der Gemeinschaftsverkehr als strategi-
sches Konzept vorgestellt, das sich insbe-
sondere dem zweiten der vorgenannten
Punkte – der Weiterentwicklung von Ange-
boten für die Fläche – widmet. Nach einer
Definition des Konzepts als Ganzes werden
anschließend die einzelnen Aspekte der An-
gebotsplanung diskutiert. Dabei besteht das
Ziel eher darin, durch Thesen und Fragen zu
einer neuen Sicht auf das Thema anzuregen
als hier bereits Antworten im Detail zu ge-
ben.

Ansatz Gemeinschaftsverkehr

Der Begriff des Gemeinschaftsverkehrs [5]
wird im Folgenden als Sammelbezeichnung
für ein ganzes Spektrum von Mobilitätsdiens-
ten vorgeschlagen. Er lässt sich wie folgt de-
finieren:

Grundidee von Gemeinschaftsverkehr ist
es, Mobilitätsbedürfnisse speziell in dünn-
besiedelten Räumen gemeinschaftlich zu
erfassen und zu bedienen, um eine ökono-
misch tragbare, die sozialen Bedürfnisse
respektierende und zur ökologischen Nach-
haltigkeit des Verkehrs beitragende Lösung
zu erreichen. Gemeinschaftsverkehre inte-
grieren öffentliche, privatwirtschaftliche und
bürgerschaftliche Ressourcen. 

Diese trisektorale Kooperation erfolgt im ge-
meinsamen Interesse der Aufrechterhaltung
und Verbesserung von Mobilität und Lebens-
qualität im kleinräumigen Maßstab ländlicher
Räume. Das Entwickeln solcher Angebote ist
nur zum Teil eine Frage der Verkehrsplanung
– mindestens genauso wichtig ist der soziale
Aspekt. Von besonderer Bedeutung sind
Ortskenntnis, soziale Netzwerke, Dialogbe-
reitschaft und Flexibilität. 

Gemeinschaftsverkehre erfordern ein ande-
res Planungsverständnis, da der traditionelle
Unterschied zwischen Planern/Erstellern und
Nutzern von Mobilitätsdiensten verwischt.
Der Verweis auf die Gemeinschaft bezieht
sich somit auf
– die Angebotsentwicklung,
– die Umsetzung
– und das gemeinsame Reisen selbst.

Die Arbeit in diesem Bereich ist für die Ver-
kehrsplanung noch relativ neu, die gewohnt
ist, das Verkehrssystem hierarchisch „von
oben nach unten“ zu gestalten. Damit sind ei-
nige Leitlinien verbunden, die sich auch in
den Planungsergebnissen zeigen (Abb. 2).
Der Gemeinschaftsverkehr sucht dagegen

quasi an der „Basis“ nach Möglichkeiten für
die Angebotsentwicklung. Daher erfordert die
Arbeit mit diesem Konzept auch – wie im Wei-
teren dargestellt – das Hinterfragen mancher
etablierter Leitbilder. Es gibt jedoch auf der
lokalen Ebene oft Engagement, Initiativen
und Lösungen für örtliche Mobilitätsbedürf-
nisse, an die es sich lohnt anzuknüpfen. Die
Frage ist daher, wie sich solche „von unten“
entstehenden Ansätze mit dem bestehenden
Verkehrssystem zusammenführen lassen. 

Angebotsformen

Eine Übersicht über die Handlungsfelder des
Gemeinschaftsverkehrs gibt Tabelle 1. Die
dort enthaltenen Begriffe machen deutlich,
dass das Zusammenführen und gemeinsame
Nutzen von Ressourcen ein zentrales Merk-
mal ist, das sich in unterschiedlichen Dienst-
leistungsmodellen wieder findet. Einen weite-
ren Schwerpunkt der Aktivitäten bilden Ver-
mittlung und Vernetzung. Dies gilt sowohl auf
der Ebene des einzelnen Dienstes (etwa zwi-
schen Anbietern von Mitfahrgelegenheiten
und deren Nutzern) wie auch zwischen Ak-
teuren, die solche Dienste aufbauen wollen.

Dieser Ansatz lässt sich am Beispiel der Bür-
gerbusse – genauer: der Integration bürger-
schaftlichen Engagements in Fahrdienstauf-
gaben – gut verdeutlichen [6]:

� Die Angebotsentwicklung erfolgt typi-
scherweise in gemeinsamer Arbeit durch
die Aktiven des Bürgerbusvereins bezie-
hungsweise der jeweiligen Initiatorengrup-
pe, die Kommune(n) in Abstimmung mit
Verkehrsunternehmen und weiteren Be-

Handlungsfelder in der Entwicklung von Gemeinschaftsverkehren Tabelle 1  
(erweitert nach mobikult 2007 [14]).

Handlungsfelder Dienstleistungsmodelle  (beispielhaft)

1 Ergänzung des ÖPNV-Grundangebotes durch
bedarfs- und zielgruppenorientierte Angebote

Rufbusse, Anrufsammeltaxis, Eventbusse,
Shuttlebusse, Kombiangebote

2 Integration bürgerschaftlichen Engagements
in Mobilitätsangebote

Bürgerbusse, ehrenamtliche Fahrdienste

3 Integration privater Mitnahmeverkehre Ländliche Mitfahrinitiativen, 
Fahrgemeinschaften

4 Nutzung eines gemeinsamen Fahrzeugpools
durch mehrere Nutzergruppen

Integration Hotel-, Kirchen- und 
Vereinsbusse

5 Ausnutzung von Abhol-, Liefer-, Post- und Ku-
rierdiensten sowie Dienstleistungsfahrten

Kombifahrzeuge Personen-Güterverkehr

6 sektorübergreifende Nutzung von Mobilitäts-
ressourcen

Integration Werks-, Schüler-, 
Patienten fahrten

7 Mobile Dienstleistungen Mobile Läden, Bürgerbüros, 
mobile Arztpraxen

8 Unterstützung intermodaler Angebote durch
Bereitstellung der notwendigen Infrastruktur

Servicestationen Mobilität, Fahrradstationen,
P+R-Plätze

9 Einrichtung virtueller Dienstleistungs -
plattformen

virtuelle Marktplätze, Dienstleistungsbörsen

10 Bündelung und integrierte Beratung, Kommu-
nikation und Information zu Versorgungs- und
Dienstleistungsangeboten vor Ort

Mobilitätsmanagement, Mobilitätsbroker,
Servicestationen Mobilität, Bürger- oder
 Servicebüros

Abb. 2: 
Planung von
oben und 
von unten.
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hörden. Über Befragungen, Sponsoring oder
andere Unterstützung ist meist auch die
örtliche Wirtschaft eingebunden.

� In der Umsetzung liegt die Hauptarbeit bei
den Aktiven, die anderen Akteure sind zu-
meist weiter begleitend eingebunden. Ei-
ne regelmäßige lokale Öffentlichkeitsar-
beit ist zudem sehr sinnvoll, um das Ange-
bot in der Allgemeinheit präsent zu halten.

� Das gemeinsame Reisen ergibt sich nicht
nur aus dem Charakter als öffentliche
Dienstleistung, sondern ist für viele Nutzer
auch ein bewusst wahrgenommener, posi-
tiver Bestandteil der Leistung. Für viele
Senioren, die typischerweise die Haupt-
fahrgastgruppe bilden, sind ihre Einkaufs-
und Erledigungsfahrten mit dem Bürger-
bus eine von wenigen Möglichkeiten zum
direkten außerhäusigen Kontakt. Fahrer/
-innen werden dabei wegen ihrer Veranke-
rung vor Ort durchaus in die Reisege-
meinschaft einbezogen.

Die obige Definition beschreibt eher ein Prin-
zip als die konkrete Ausgestaltung von Mobi-
litätsdiensten. Dies ist aus zwei Gründen so
beabsichtigt: Zum einen fallen darunter von
ihrer sachlichen Erscheinung her sehr unter-
schiedliche Konzepte, die in ihrer Verschie-
denheit erkennbar bleiben sollten. Zum ande-
ren lassen sich Angebote des Gemein-
schaftsverkehrs nicht in allen Details vorab
definieren, da das Eingehen auf lokale Be-
dürfnisse und Ressourcen ein wesentlicher
Teil des Konzepts ist. 

Fragen der Angebotsgestaltung

Aus Platzgründen liegt der Schwerpunkt der
folgenden Darstellung bei verkehrlichen Leis-
tungen im engeren Sinn (Nr. 1–6 in Tabelle
1). Bei den in der Tabelle genannten Model-
len kann es sich um formalisierte Angebots-
formen im Sinne des PBefG handeln, dies
muss aber nicht so sein. Letzteres sollte auf
keinen Fall ein Hindernis sein, sich auch mit
solchen Konzepten zu befassen.

Verkehrsmengen

Einsatzbereich des Gemeinschaftsverkehrs
sind Verkehrsbeziehungen, deren Aufkom-
men meist „unterhalb“ traditioneller ÖPNV-
Angebote einzuordnen ist. Sie bewegen sich
in Größenordnungen, die mit den Beförde-
rungsleistungen flexibler Bedienformen ver-
gleichbar sind [7], oder noch darunter – bis
hin zu einstelligen Fahrtwunschzahlen pro
Tag und Strecke. 

Grundsätzlich kann die Anpassung des An-
gebots an eine so geringe Nachfrage auf
dreierlei Weise erfolgen: 
– über die Fahrtenhäufigkeit, 
– eventuelle Möglichkeiten zur Bündelung

mit weiteren Verkehrsaufgaben 
– und die Fahrzeuggröße (hierzu weiter un-

ten).

Während bei angebotsorientierter Planung
(zu Recht) in aller Regel ein Taktverkehr an-
gestrebt wird, der den gesamten Bedie-
nungszeitraum abdeckt, kommt es hier eher
darauf an, Umfang und Muster der Mobilitäts-
bedürfnisse zu kennen: 

� Wer reist wie oft zu welchem Zweck? 

� Gibt es zeitliche Zwangspunkte oder sind
die Fahrgäste und die Anlässe in gewis-
sem Maß flexibel? 

Zum Beispiel ergeben sich im ländlichen
Raum immer wieder Schwerpunkte von
Fahrtwünschen bei regelmäßig stattfinden-
den Veranstaltungen. Andere Ziele wie
Markttage oder Friedhöfe werden zeitlich we-
niger gebunden, aber durchaus regelmäßig
aufgesucht. Hier ist ein zum Beispiel wö-
chentlicher Zubringerbus schon eine große
Hilfe. Für den Erfolg eines Gemeinschafts-
verkehrs ist es im Zweifel wichtiger, etwas zu
solchen lokalen Bedürfnissen Passendes an-
zubieten als das Angebot auf großräumige
Reiseketten zu optimieren. Dies soll und
muss eine Integration in den überörtlichen
Verkehr jedoch nicht ausschließen, siehe da-
zu weiter unten.

Angebotskonzepte

Flexible Bedienformen wie Teleskop- oder
Richtungsbandbetrieb, Halten auf Wunsch
oder Haustürabholung sind aus zwei Grün-
den wichtig: um mit vertretbarem Aufwand
überhaupt erst eine nutzbare Angebotsdichte
zu bieten und um im wörtlichen Sinne „nä-
her“ an die Kundschaft zu kommen als es
streckengebundene Verkehrsformen können. 

Beide Aspekte sind im ländlichen Raum von
besonderer Bedeutung:
� Die Siedlungsstruktur ist hier traditionell

dispers, hinzu kamen in den letzten Jahr-
zehnten die Ausdehnung von Neubauge-
bieten sowie Randwanderung von Einzel-
handels- und Gewerbeeinrichtungen, die
zu größeren Entfernungen auch innerhalb
einer Ortslage geführt haben.

� Bei der zu erwartenden Nachfragedichte
ist eine ständige Bedienung aller Halte-
punkte weder wirtschaftlich noch ökolo-
gisch sinnvoll.

� Für eine räumliche Flexibilisierung [8]
spricht aber auch der demografische Wan-
del: In der alternden Gesellschaft werden
die Fußwege zur Haltestelle selbst inner-
halb der in der Nahverkehrsplanung meist
angesetzten Einzugsbereiche für wach-
sende Bevölkerungskreise zu lang.

Flexible Bedienformen haben sich inzwi-
schen vielfach bewährt, müssen sich aber
formal noch immer auf Ausnahmeregelungen
im PBefG stützen, die gelegentlich zu lang-
wierigem Streit und auch Prozessen um ihre
Zulässigkeit führen. Angesichts der genann-
ten Punkte und der vielfältigen Erfahrungen
wäre es an der Zeit, ihnen als eigenständi-
gen Angebotstyp (Arbeitstitel Sammelver-
kehr) Rechtssicherheit zu verschaffen.

Für den Gemeinschaftsverkehr kommt als
weiterer Gesichtspunkt der für die Einrich-
tung fester Haltestellen nötige Aufwand hin-
zu. Im Verhältnis zur Nachfrage kann die In-
vestition in Mast, Schild und Fahrplankasten
(selbst wenn es sich dabei pro Fall nur um

VERKEHRSPLANUNG

Unterwegs bestens vernetzt

Mit der „Bus&Bahn“-App und der „Radrouten-
planer“-App sorgt der 3-Löwen-Takt unterwegs 
für eine optimale Information und Vernetzung.
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mäßige dreistellige Eurobeträge handelt)
durchaus ein kritischer Punkt sein. Zu lösen
bleiben dann die Aufgabe der Fahrgastinfor-
mation und des ÖPNV-Werbeeffekts, der
auch bei mäßigem Angebot von einem Halte-
stellenschild ausgeht. Beide Aspekte relati-
vieren sich angesichts der Notwendigkeit,
ohnehin auch andere Wege der Öffentlich-
keitsarbeit nutzen zu müssen. Möglicherwei-
se sind vereinfachte Haltestellenzeichen ein
sinnvoller Mittelweg, die dann in deutlich hö-
herer Dichte auch in kleinsten Siedlungen
aufgestellt werden können (Abb. 3 und 4).

Die große Bandbreite der in Tabelle 1 ge-
nannten möglichen Angebotsformen weist –
wenn auch indirekt – auf weitere Fragen hin,
die mit dem Konzept des Gemeinschaftsver-
kehrs verbunden sind:

� Je mehr sich das Gesamtangebot auf eine
Reihe von Einzelelementen verteilt (zum
Beispiel Linienbus, Rufbus, Fahrdienst,
Mitfahrgelegenheit), desto schwieriger
und weniger sinnvoll ist es, diese mittels
exklusiver liniengebundener Genehmigun-
gen zu strukturieren. Zwar gibt es auch im
bestehenden Rechtsrahmen Möglichkei-
ten, damit umzugehen [9], das PBefG gibt
dabei jedoch dem derzeitigen Konzessi-
onsinhaber eine starke Position, was aus
Sicht der Mobilitätsversorgung nicht zwin-
gend zur besten Lösung führen muss.

� Unterschiedliche Anbietertypen und -for-
men gehen auch mit Unterschieden in
Aufgabenverständnis und Standard ein-

her. Dies zeigt sich schon bei heute beste-
henden flexiblen Bedienformen: Fahrzei-
ten sind weniger präzise festgelegt, Anruf
zur Bestellung, gegebenenfalls Rückruf
zur Bestätigung oder bei Änderungen
und/ oder längere Wartezeiten sind erfor-
derlich. Ebenso können durch die Zusam-
menführung von ÖPNV mit anderen Mobi-
litätsdiensten natürlich auch neue Anfor-
derungen an einen gemeinsamen Dienst
entstehen, die tendenziell zu höheren
Qualitätsanforderungen führen – etwa im
Bereich des Gesundheitswesens [10]. Mit
der Integration von Mitnahme in Privat-
Pkw, in Sonderverkehren, Lieferfahrten
oder Ähnlichem dürfte die Zahl solcher
Kompromisse zunehmen. Dies ist einer-
seits nötig, um solche Angebote über-
haupt für eine öffentliche Nutzung er-
schließen zu können, andererseits im Hin-
blick auf Vertrauen und Qualitätssicherung
nicht unproblematisch. In jedem Fall steigt
damit der Kommunikationsaufwand pro
Fahrt.

Zielgruppen

Aus dem zu Verkehrsmengen Gesagten folgt
ein weiteres Merkmal: Die Anforderungen

der jeweiligen (Haupt-)Nutzergruppen bis hin
zu den jeweils beförderten Einzelpersonen
erhalten größeres Gewicht. Entsprechende
Wünsche können aber umgekehrt auch ein-
facher bedient werden als im „großen“ ÖPNV.
Was dort mitunter eher stört, gehört im Ge-
meinschaftsverkehr quasi dazu.

Dies bezieht sich auf die Planung (Auswahl
von Strecken, Bedienungszeiten et cetera)
ebenso wie die Umsetzung (etwa ausrei-
chend Zeit, um einen gebrechlichen Fahrgast
vor der Haustür abzusetzen). 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht wie auch mit
Blick auf eine möglichst umfassende Mobili-
tätsversorgung macht es in jedem Fall wenig
Sinn, verschiedene Fahrzeuge zur Versor-
gung unterschiedlicher Gruppen in dieselbe
Region zu schicken. So lange freie Kapazitä-
ten vorhanden und die Fahrtwünsche kom-
patibel sind, ist eine Integration sinnvoller als
Parallelsysteme aufzubauen. Aus diesen Zie-
len ergibt sich natürlich erneut ein Bedarf an
Abstimmung und Kompromissen, der hier
nur skizziert werden kann:

– Akzeptanz und Verträglichkeit verschiede-
ner Nutzergruppen,

– Selbstverständnis und Erfahrung der An-
bieter,

– Image von Nutzergruppen und speziellen
Verkehrslösungen,

– Darstellung des Angebots, Betriebsab-
wicklung und Abrechnung.

Die Logik des Gemeinschaftsverkehrs zielt
darauf, bisher bestimmten Gruppen vorbe-
haltene Verkehre zu öffnen. Andererseits sol-
len gruppenspezifische und damit dem Inte-
resse der Fahrgastmehrheit entsprechende
Lösungen dadurch nicht mehr als zwingend
nötig eingeschränkt werden. In Deutschland
bestehen seit langem Erfahrungen im Zu-
sammenführen von allgemeinem Schulbus-
verkehr und ÖPNV, jedoch kaum mit anderen
Formen der Integration. Vieles ist hier daher
noch auszutesten.

Fahrzeuge

Fahrzeuge für den ländlichen Gemein-
schaftsverkehr sind zum einen kleiner, zum
anderen werden im Sinne möglichst effizien-
ter Ressourcennutzung Fahrzeuge unter-

Mögliche Hindernisse in der akteursübergreifenden Zusammenarbeit Tabelle 2

Ebene Art der Restriktion Beispiel

Institution (z.B. Unternehmen) Form/Status und daraus 
folgende Bedingungen 
Kultur/Einstellung

Gemeinnützigkeit 
Steuerrecht 
Engagementbereitschaft

Hardware (Fahrzeug etc.) Ausstattung/Größe
formale Nutzungs -
beschränkungen

Vorbehalte gegen Verleih 
Nutzerkreis lt. Versicherung 
Bedingungen Fördermittel

Personen (z.B. für Fahrdienst) Verfügbarkeit 
Qualifikation 
Selbstverständnis

zeitliche Grenzen 
Beförderungsschein 
Engagementbereitschaft

Prozess (Verfahren der Mitwirkung) Koordination 
Erfahrung

Abstimmungsaufwand 
fehlende Vorerfahrung

Abb. 3: Verein-
fachte Haltestel-
lenausstattung
des Centro-Ruf-
busverkehrs im
Nordschwarz-
wald.
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schiedlicher Art und Herkunft verwendet, et-
wa Taxen, Mietwagen, Kommunalfahrzeuge
und vor Ort bereits vorhandene (Klein-)bus-
se. Auch die „Öffnung“ des Individualver-
kehrs etwa in Form von Fahrgemeinschaften
gehört insoweit dazu wie eine (zumindest lo-
kal) öffentliche Nutzung möglich ist.

Daraus ergeben sich wiederum einige Aspek-
te, die den Gemeinschaftsverkehr von der
Planung im „großen“ ÖPNV unterscheiden:

� Die Bedeutung der Kapazitätsplanung
nimmt zu, da Kleinfahrzeuge kaum Reser-
ven haben. Dies gilt für die Zahl der Rei-
senden wie für deren Gepäck (zum Bei-
spiel Rollatoren). Durch die für flexible Be-
dienformen ohnehin nötige Reservierung
können die nötigen Angaben jedoch meist
einfach erhoben werden.

� Für die (seltenen) Fälle von Übernachfra-
ge sollten Regelungen getroffen werden,
die Fahrtablehnungen möglichst vermei-
den.

� Der Einsatz verschiedener und zugleich
vielfältig genutzter Fahrzeuge bedingt
auch andere Standards im Hinblick auf
Komfort, Barrierefreiheit und anderem. 

� Ebenso sollte nicht davon ausgegangen
werden, dass ÖPNV-spezifische Ausstat-
tungselemente wie RBL-Bordgeräte,
Fahrscheindrucker oder Informationssys-
teme vorhanden sind. 

Insgesamt sind die Beteiligten daher auch
hier gefordert, (auch selbst-)kritisch zu über-
legen, was wirklich unverzichtbar ist.

Ressourcen

Dem Grundgedanken gemeinschaftlicher Er-
stellung solcher Angebote folgend (s.o.) geht
es beim Gemeinschaftsverkehr nicht nur um
Geld aus alten und neuen Töpfen, sondern
auch um die Möglichkeit, lokale Mittel in
Form von Sachleistungen zu identifizieren
und zu nutzen sowie Engagement vor Ort
aufzugreifen und zu fördern. 

Dabei ist es wichtig, über den etablierten
ÖPNV mit seinen Akteuren und Finanzie-
rungswegen hinauszublicken und alle Berei-
che zu bedenken, in denen Mobilitätsleistun-
gen erbracht oder benötigt werden. Kritische
Punkte liegen dabei weniger in der Bewälti-
gung der eigentlichen Transportaufgabe als
in den verschiedenen Restriktionen, denen
mögliche Mitwirkende ausgesetzt sind (Ta-
belle 2). Wie schon an anderer Stelle sind
auch hier Flexibilität und Kompromissbereit-
schaft nötig. 

Fahrgeldeinnahmen sind als Geldquelle zwar
nicht zu vernachlässigen, in ihrer Bedeutung
aber im Gemeinschaftsverkehr begrenzt.
Dies liegt nicht nur am begrenzten Kunden-
potenzial, sondern auch daran, dass für Ver-
kehre außerhalb des PBefG – der durchaus

Bedeutung haben kann – formal nur Be-
triebskostenbeiträge erhoben werden dürfen.

Organisationsform

Während ÖV-Angebote traditionell in großen
Einheiten wie Regionen, Kreisen oder Groß-
kommunen geplant und betrieben werden, ist
es für den Gemeinschaftsverkehr sinnvoll,
auch lokalen Akteuren Raum zu geben. Dies
können ebenso die bekannten Unternehmen
sein wie bisher im Verkehr nicht aktive Orga-
nisationen. 

Nach den Erfahrungen des Verfassers in der
Bürgerbusberatung [6, 11] bieten sich hierfür
vor allem die Kommunen an, bei denen Er-
fahrungen in der Verwaltungsarbeit, Büro-
und Personalressourcen vorhanden sind.
Aber auch zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen und Unternehmen können hier tätig wer-
den – wichtig ist es, jeweils im Einzelfall zu
sondieren, welche Kompetenzen wo vorhan-
den sind und was an Aufgaben gegebenen-
falls an weitere Akteure vergeben werden
kann. 

Die mit dem Einbeziehen der lokalen Ebene
verbundene Nähe und Ortskenntnis sind
wichtig, um

– Mobilitätsbedürfnisse zu erfassen,
– Ressourcen für die Umsetzung zu finden

und

Abb. 4: In der 
Ortslage von
Oberreichenbach
(ca. 650 Einwoh-
ner) wurden für
den Centro-Ruf-
busverkehr 15
Haltestellen ein-
gerichtet, die mit
max. 200 m Fuß-
weg erreichbar
sind. Im klassi-
schen Linienver-
kehr bestehen
vier Haltestellen 
entlang der
Hauptstraßen. 
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– um das Projekt glaubwürdig als lokales
vertreten zu können.

Folgende Gesichtspunkte sind bei der Orga-
nisationsentwicklung zu bedenken:

� Jedes Projekt dieser Art sollte einen Koor-
dinator oder „Kümmerer“ haben, der den
Gesamtüberblick behält. Dies ist gerade
wegen der Zahl der Beteiligten nötig.

� Der/die Projektverantwortliche ist zugleich
Ansprechperson für die Integration in den
übergeordneten ÖPNV.

� Die Kommunen haben zwar Verwaltungs-
erfahrung, ihre Mobilitäts-/Planungskom-
petenz ist jedoch sehr unterschiedlich
ausgeprägt. Sinnvoll ist daher eine beglei-
tende fachliche Beratungsstruktur, die et-
wa über Netzwerke oder Landesbehörden
bereitgestellt werden kann.

Information und Integration

Aus der Vielfalt möglicher Angebotsformen
und dem Fokus auf kleine, lokal entwickelte
Ergänzungsverkehre folgen neue Aufgaben
für planerische Integration und Fahrgastinfor-
mation. Dabei ist auch zu überlegen, wie viel
Aufwand hier wirklich erforderlich und sinn-
voll ist.

Die Übersicht über ein Bündel so unter-
schiedlicher Mobilitätsdienste (Tabelle 1) zu
erhalten, ist eine ganz andere Aufgabe als
die Integration einer Serie einheitlich organi-
sierter Linienverkehre in einem Reiseplaner.
Dabei zu klärende Fragen sind

� Wer fügt die verschiedenen Angebote zu-
sammen?

� Welche Informationen müssen wie vorlie-
gen?

� Wie wird darüber informiert?

� Aber auch: In welchem Maß ist dies über-
haupt nötig?

Wie dargestellt bilden flexible Bedienformen
einen wesentlichen Teil des Gemeinschafts-
verkehrsangebots. Deren genaue Ausgestal-
tung (Fahrzeit, Route) ergibt sich erst aus
den jeweils im Einzelfall vorliegenden Fahrt-
wünschen. Daher ist ohnehin Kommunikation
(im Sinne von Austausch) zwischen Fahrgast
und Anbieter (im Gegensatz zur rein einseiti-
gen Information bei nicht bedarfsgesteuerten
Verkehren) erforderlich. Für die Reiseplanung
hat daher Vorrang, über die Existenz der An-
gebote an sich und ihre Nutzungsmodalitäten
zu informieren. Details können dagegen im
Bestellvorgang geklärt werden.

Im Zuge des demografischen Wandels relati-
viert sich ferner die Bedeutung großräumiger
Reiseplanung – Seniorenmobilität ist zu
 einem wesentlichen Teil Nahmobilität [12].
Auch wenn künftige Seniorengenerationen
andere Mobilitätsstile in ihr Rentenalter „mit-
nehmen“, ist kaum mit einer grundsätzlichen
Änderung dieses Musters zu rechnen, da es
an die Einschränkung körperlicher Fähigkei-
ten im hohen Alter gekoppelt ist.

Angesichts der über Jahrzehnte gewachse-
nen geringen ÖPNV-Affinität im ländlichen
Raum liegt außerdem die kommunikative
Hauptaufgabe darin, ein ÖV-Angebot über-
haupt erst einmal bekanntzumachen und Ak-
zeptanz dafür aufzubauen. Dazu leisten die
bekannten Medien (elektronisch wie ge-
druckt) zwar einen Beitrag, mindestens
ebenso wichtig ist aber die direkte Kommuni-
kation vor Ort über Events, Mundpropaganda
und örtliche Kanäle, bei der die lokalen Ak-
teure quasi als Botschafter eine wichtige
 Rolle spielen. 

Als weitere Randbedingung kommt hinzu,
dass die meisten potenziellen Anbieter nicht
über ÖV-branchenspezifisch ausgerüstete
Fahrzeuge verfügen. Für die Integration in
RBL-Systeme, das Verkaufen komplexer Ver-
bundtarife oder Prüfen elektronischer Tickets
wären daher Investitionen erforderlich, deren
Aufwand in keinem guten Verhältnis zur Nut-
zung steht.

Wenn Gemeinschaftsverkehr mehr als ein
Angebot für eine begrenzte Zielgruppe sein
soll, muss darüber zweifellos auch großräu-
miger informiert werden. Eine Basisinformati-
on in elektronischer Form ist daher erforder-
lich. Jenseits davon ist jedoch zu überlegen,
was tatsächlich sinnvoll und was entbehrlich
ist, um nicht durch zu hohe Anforderungen
Hindernisse aufzubauen. 

Ist das noch ÖPNV?

Diese Frage mögen sich manche Leser stel-
len, und sie ist durchaus verständlich, hält
man sich das über bald 200 Jahre gewachse-
ne Verständnis von öffentlichem Verkehr vor
Augen. Zumal die eingangs erwähnte Beför-
derung großer Mengen Reisender in Groß-
gefäßen sicher weiter das Kerngeschäft der
Branche bleiben wird. So gesehen erscheint
die Auseinandersetzung mit den kleinen und
kleinteiligen Aufgaben des ländlichen Raums
wenig attraktiv. 

Das in diesem Beitrag vorgestellte Prinzip
des Gemeinschaftsverkehrs geht den umge-
kehrten Weg: Es fragt, welche Mobilitätsbe-
dürfnisse im ländlichen Raum bestehen,
aber auch welche Möglichkeiten vorhanden
sind, um diese unter Nutzung der örtlichen
Potenziale bestmöglich zu bedienen. Es ist
dabei zunächst offen für die Art der Bedie-
nung und anerkennt dabei auch kleine und
kleinste Verkehrsbeziehungen (Abb. 2). Es
sieht den öffentlichen Verkehr auch in der
Fläche als Teil der Daseinsvorsorge – ein An-
spruch, den ein allein aus einigen Schulfahr-
ten bestehendes Busangebot – wenn man
ehrlich ist – noch nie hat einlösen können.

Zugleich nimmt das Prinzip die Realität in
Form begrenzter sowie tendenziell abneh-
mender öffentlicher Mittel und einer sich im
Zuge des demografischen Wandels in vielen
Regionen Deutschlands verschärfenden
Nachfragekrise zur Kenntnis. Die eingangs

beschriebenen Konzepte aus starken Ach-
sen und Flächenbedienung (Abb. 1) bieten
zweifellos Vorteile; es wird jedoch weiterhin
Räume geben, in denen ein solches Angebot
aus finanziellen oder praktischen Gründen
nicht realisierbar ist, etwa wenn es an einer
ausreichenden Abdeckung des Bedienungs-
gebiets mit Taxi-/Mietwagenbetreibern fehlt.
Ähnliches gilt auch für engagementbasierte
Lösungen – hier sind Einwohnerzahl und Be-
reitschaft zur Mitwirkung stets die im Zweifel
limitierenden Faktoren. 

Das in diesem Beitrag beschriebene Konzept
des Gemeinschaftsverkehrs soll die daher
allseits bekannten Formen des ÖPNV in der
Fläche nicht ersetzen. Dies wäre spätestens
dann zum Scheitern verurteilt, wenn die Ver-
kehrsmengen so groß sind, dass ein norma-
ler Bus erforderlich wird. Es soll ihn aber dort
ergänzen, wo klassische Konzepte an ihre
Grenzen stoßen. Dabei geht es hier vor allem
um die untere Grenze einer ÖPNV-fähigen
Mindestnachfrage. Angesichts der großen
Bedeutung solcher kleinteiligen Verkehrs-
ströme in der Fläche sollte dies aber durch-
aus als Beitrag zu Erhalt und Wachstum des
öffentlichen Verkehrsangebots verstanden
werden.

Vom Gemälde zum Mosaik

Die Frage ist, wie eine angemessene Mobili-
tätsversorgung auch in schwierigen Berei-
chen sichergestellt werden kann. Nach Mei-
nung des Verfassers ist dies nicht ohne die
Offenheit der etablierten Akteure für neue
Konzepte zu erreichen, und zwar in mehrfa-
cher Hinsicht:
– für neue Akteure, insbesondere (Mit-)an-

bieter von Mobilitätsleistungen,
– für neue Angebotskonzepte,
– für das Hinterfragen etablierter Standards

und Verfahren,
– für die Anpassung der Randbedingungen.

Während Planung traditionell gewohnt ist, von
oben nach unten zu denken und quasi ein
„Gemälde aus einer Hand“ zu schaffen,
gleicht das Vorgehen im Gemeinschaftsver-
kehr eher dem Zusammensetzen eines Mo-
saiks aus vielen Teilen (vgl. Tabelle 1) – wobei
im Ergebnis ebenso ein Bild entsteht. Der vor-
liegende Beitrag hat versucht, die auf diesem
Weg zu klärenden Fragen herauszuarbeiten
und der Debatte so eine Richtung zu geben.
Für Antworten ist es oft noch zu früh. Die Be-
deutung des Themas wurde aber immerhin
erkannt; dies zeigen aktuelle Forschungsvor-
haben und Pilotprojekte [13], die hoffentlich
einige der hier aufgeworfenen Fragen klären.

Damit sei zum Schluss kurz die Frage aufge-
worfen, wer dafür zuständig ist, dieses Puzzle
tatsächlich zusammenzufügen. Versteht man
den Gemeinschaftsverkehr als Erweiterung
des ÖPNV, dann liegt es nahe, diese Aufgabe
in der Verkehrsplanung beziehungsweise
dem ÖPNV-Management anzusiedeln. Pla-
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nungserfahrung ist auch im Gemeinschafts-
verkehr gefragt; erweitert werden müssen die
Fähigkeiten zur Kommunikation mit den ver-
schiedenen Akteuren und zur Zusammenar-
beit in neuen Konstellationen. Mobilität ist –
oder bleibt – eine Aufgabe für viele: auch,
aber nicht nur für die Verkehrsunternehmen. 
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